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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Mit einer im März 2021 eingereichten Motion forderte Isabelle Pasquier-Eichenberger
(gp, GE) ein Verbot von SUV und Geländewagen. Ab 2022 sollten solche Fahrzeuge mit
einem Leergewicht von mehr als zwei Tonnen nicht mehr importiert werden können,
ausser wenn ein spezieller Bedarf nachgewiesen wird. Die Motionärin begründete ihr
Anliegen mit ökologischen und verkehrssicherheitstechnischen Überlegungen. Solche
Fahrzeuge, welche im Jahr 2019 fast 40 Prozent aller Neuwagen ausmachten, würden
gegenüber mittelgrossen Autos rund 25 Prozent mehr Energie verbrauchen, was auch
den Anstieg des durchschnittlichen Kraftstoffverbrauchs von Neuwagen seit 2016
erkläre.
Der Bundesrat bezeichnete den Trend zu immer grösseren, schwereren und
leistungsstärkeren Fahrzeugen in seiner Stellungnahme im Mai 2021 als
«problematisch». Die Regierung sei aber der Ansicht, dass Massnahmen zur Senkung
des Treibstoffverbrauchs alle Personenwagenkategorien betreffen sollten. Er verwies
dazu auf die im Gegenvorschlag zur Offroader-Initiative eingeführten Bestimmungen
für Autoimporteure. Letztere müssen bei ihren importierten Fahrzeugflotten einen
Zielwert für durchschnittliche Emissionen einhalten. Mit der Verschärfung dieser
Zielwerte im Zuge der geplanten Totalrevision des CO2-Gesetzes sowie mit der
Umsetzung der überwiesenen Motion von Damian Müller (fdp, LU; Mo. 20.3210), wonach
diese Zielvorgaben auch auf Klein- und Nischenanbieter – welche oftmals SUV anbieten
– ausgeweitet wird, erachtete der Bundesrat das Anliegen der Motion als bereits erfüllt
und beantragte ihre Ablehnung.
Im März 2023 wurde die Motion abgeschrieben, da sie nicht innert der Frist von zwei
Jahren abschliessend im Rat behandelt worden war. 1
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